
106 C 169/21 
Verkündet am 

[1 durch Zustellung (§ 310 111 ZPO) 

als Urkundsbeamtin/er der 
Geschäftsstelle 

I n dem Rechtsstreit 

Amtsgericht Kiel 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

Lorraine Media GmbH, ges. vertreten durch: 
ße 117, 10827 Berlin, Gz.: ••••• 

P rozessbevoll mächtigte: 

58/54-re 

gegen 

wegen Forderung 

, Hauptstra-

- Klägerin -

- Beklagte -

hat das Amtsgericht Kiel durch den Richter am Amtsgericht Dr._ auf Grund des Sachstands 

vom 24.09.2021 ohne mündliche Verhandlung gemäß § 495a ZPO für Recht erkannt: 

Der Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Wedding vom 05.07.2021 - Aktenzeichen 

- bleibt aufrechterhalten. 

Die Beklagte ist des Rechtsbehelf des Einspruchs im Übrigen verlustig. 

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 
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Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Der Streitwert wird bis zum 01.09.2021 auf 696,00 € und für danach auf bis zu 500,00 € 

festgesetzt. 

Entscheidungsgründe 

Gemäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. Innerhalb die­

ses Entscheidungsrahmens berücksichtigt das Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt. 

Die zulässige Klage ist begründet 

I. Die Beklagte hat form- und fristgerecht Einspruch gegen den Vollstreckungsbescheid vom 

05.07.2021 eingelegt, sodass das Gericht in der Sache zu entscheiden hatte. Soweit die Beklagte 

ihren Einspruch gegen den Vollstreckungsbescheid zurückgenommen hat, ist diese ihres 

Rechtsbehelfs verlustig geworden (§§ 346, 516 Abs. 3, 700 Abs. 1 ZPO) 

11. Die Klägerin hat einen Anspruch gegen die Beklagte auf Verzugszinsen nach Maßgabe der 

§§ 286, 288 Abs. 2 BGB und auf Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40,00 € gemäß §§ 286, 

288 Abs. 5 BGB. 

Die Beklagte befindet sich nach Ablauf der vereinbarten Zahlungsfrist im Schuldnerverzug. 

Sie ist auch nach Maßgabe des § 14 BGB als Unternehmerin anzusehen, sodass Verzugszinsen 

nach § 288 Abs. 2 BGB und eine Pauschale nach § 288 Abs. 5 BGB von ihr geschuldet sind. Un­

ternehmer ist eine natürliche Person, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer 

gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt. Es ist anerkannt, dass auch eine 

nur nebenberufliche Tätigkeit unternehmerische Tätigkeit ist (s. Ellenberger, in: Palandt, 80 Aufl., 

§ 14 Rn. 2). Auch Existenzgründer sind keine Verbraucher bezüglich der Geschäfte, die nach ih­

rer objektiven Zweckrichtung auf unternehmerisches Handeln ausgerichtet sind (Ellenberger, 

a.a.O., § 13 Rn. 3 m.w.N.). Der Existenzgründer ist aber Verbraucher bezüglich solcher Geschäf­

te, die nach ihrer objektiven Zweckrichtung eine Entscheidung über eine Existenzgründung ledig­

lich vorbereiten sollen (Ellenberger, a.a.O.). Die Zuordnung des Rechtsgeschäfts zum privaten 

oder unternehmerischen Bereich wird nicht entschieden durch den inneren Willen des Handeln­

den, sondern durch den durch Auslegung zu ermittelnden Inhalt des Rechtsgeschäfts, in die auch 

die Begleitumstände des Rechtsgeschäfts einzubeziehen sind (Ellenberger, a.a.O., Rn. 4). 
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Bei Auslegung des vorliegend abgeschlossenen Rechtsgeschäfts ergibt sich, dass die Beklagte 

zur Aufnahme einer unternehmerischen Tätigkeit das Rechtsgeschäft abschloss, sodass diese 

als Unternehmerin i.S.d. § 14 BGB tätig geworden ist. 

Die von der Klägerin im Anzeigenauftrag vom 17.01.2021 aufgenommenen Erklärungen, dass es 

sich um einen gewerblichen Auftrag handele, sind hierbei grds. unbeachtlich, da diese Vertragsin­

halte nach Maßgabe des §§ 309 Nr. 12b, 307 BGB nicht wirksam in das Rechtsgeschäft einbezo­

gen sind. 

Allerdings ist nach dem Rechtsgeschäft, welches die Parteien unstreitig wirksam geschlossen 

haben, der Vertrag einer unternehmerischen Tätigkeit zuzuordnen. Die von der Beklagtenseite 

behauptete Anfechtbarkeit des Rechtsgeschäfts, aufgrund der Tatsache, dass die Klägerin vor­

gespiegelt habe, dass Models für die Vorführung einer Kollektion gesucht worden wären, steht der 

Wirksamkeit des vereinbarten Rechtsgeschäfts mangels Anfechtung nicht im Wege. 

Nach dem Vertragsinhalt schuldet die Klägerin eine digitale Fotoserie und eine digitale Anzeige in 

der Rubrik Fotomodel. Eine solche Tätigkeit ist aber eine gewerbliche Tätigkeit, die auch wenn sie 

nur als Nebenerwerb aufgenommen werden soll, einer unternehmerischen Tätigkeit zuzuordnen 

ist. Die Klägerin trat bei Zeichnung des Vertrages als zumindest angehende Unternehmerinnen 

auf diesen Gewerbezweig auf, sodass sie dem Unternehmerbegriff des § 14 BGB unterfällt. Die 

Schaltung einer Anzeige dient grundsätzlich dazu, unmittelbar am Markt tätig zu werden. Es sol­

len Kunden und entsprechende Verträge eingeworben werden, sodass dieses Rechtsgeschäft 

mehr nicht nur als Vorbereitungshandlung für gewerbliche Tätigkeit angesehen werden kann. 

111. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 und § 97 ZPO. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708 Nr. 11, 

713ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs­
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu­
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Kiel 
Harmsstraße 99/101 
24114 Kiel 
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einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Kiel 
Deliusstraße 22 
24114 Kiel 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Enedigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liehe Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal­
tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 
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Richter am Amtsgericht 
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Beglaubigt 
Kiel, 05.10.2021 

-Justizangestellte 


